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Mit dem Wegfall der Roaminggebühren ist ein wichtiger Schritt für den digitalen Binnen-
markt und insbesondere für den Verbraucher in der Europäischen Union nach jahrelangen
Verhandlungen gegangen worden. Im Binnenmarkt selbst kann im vergangenen Jahr nur
eine gemischte Bilanz gezogen werden. Das Umsetzungsdefizit konnte nicht weiter ver-
ringert werden, dafür ging die Zahl der offenen Vertragsverletzungsverfahren zurück. Die
größte Herausforderung und auch Unbekannte werden allerdings die Verhandlungen mit
Großbritannien über die zukünftige Beziehung zur Europäischen Union und damit auch
zum Binnenmarkt darstellen.

Der Binnenmarkt heute

Die Daten  der  Online-Version  des  Binnenmarktanzeigers  wurden  zuletzt  im Juli  2016
aktualisiert. Die Analyse der Umsetzungsdefizite bezieht sich auf die gemeldeten Daten bis
einschließlich 10. Dezember 2015. Zu diesem Zeitpunkt waren 1.099 Verordnungen sowie
3.175 Richtlinien in Kraft. Die Veränderungen beziehen sich dabei auf die Werte von Mai
2015, die auch Grundlage der Zusammenfassung im letzten Jahrbuch waren.1 In diesem
Untersuchungszeitraum waren durchschnittlich 0,7 Prozent der Richtlinien nicht korrekt in
nationales Recht überführt  worden. Dieser Wert hat  sich nicht  verändert.  Insgesamt 13
Staaten konnten dabei die Zahl der nicht korrekt in nationales Recht überführten Richt-
linien senken, während drei Länder die zuletzt erreichte Anzahl halten konnten, sodass
mehr als die Hälfte der Mitgliedstaaten unter dem Durchschnitt  bleiben. Allerdings er-
reichen nur 13 Mitgliedstaaten, und damit ein Staat weniger als im Jahr davor, das von der
Europäischen Kommission im ,,Single Market Act” aus dem Jahr 2011 vorgeschlagene
Ziel  von 0,5  Prozent.2 Sechs Länder  überschreiten  diesen  Wert  allerdings  nur um 0,1
beziehungsweise  0,2  Prozent,  sodass  mit  etwas mehr Anstrengung ein größerer  Erfolg
möglich wäre. Fünf Länder (Belgien, Rumänien, Slowenien, Polen, und Luxemburg) über-
schreiten die 1-Prozent-Marke, auch wenn ein leichter Rückgang um 0,1 Prozent in Buka-
rest  und Warschau sowie um 0,3 Prozent in Ljubljana einen positiven Trend erkennen
lassen. Im Gegensatz dazu steht der erneute Anstieg des Umsetzungsdefizits in Luxemburg
von 1,1 auf 1,5 Prozent, das damit die Position des negativen Spitzenreiters von Italien
übernimmt.  In  Bezug auf die  Daten  von Mai  2015 konnte  Rom seinen Wert  von 1,6
Prozent halbieren. Das deutsche Defizit hat sich hingegen verschlechtert: Berlin erreicht
erneut nicht die 0,5-Prozent-Marke und steht nun sogar vor Italien mit 0,9 Prozent. Malta
hat  nun mit  zwei  nicht  korrekt  überführter  Richtlinien den  geringsten Rückstand  aller
Mitgliedstaaten und übernimmt die Position von Kroatien, die mit  jeweils 0,3 Prozent
gemeinsam mit  Dänemark,  Irland  und  Portugal  dennoch  einen  guten  Wert  unter  dem
Kommissionsziel erreichen können. 

1 European Commission: The Single Market Scoreboard, abrufbar unter:  http://ec.europa.eu/internal_ma
rket/scoreboard/governance_cycle/index_en.htm (letzter Zugriff: 13.6.2017).

2 European Commission: Better Governance for the Single Market, COM (2012) 259 final.
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Bezüglich  der  Umsetzungsleistung  konnte  man  eine  Verbesserung  erkennen,  denn
bereits zum sechsten Mal blieb die Unvollständigkeitsrate bei 4 Prozent. Insgesamt sind
43 Richtlinien in mindestens einem Mitgliedstaat nicht umgesetzt, mit einer Verbesserung
von drei Richtlinien im Vergleich zum letzten Untersuchungszeitraum. Die Bereiche mit
den  höchsten  Defiziten  bleiben  dabei  weiterhin  Finanzdienstleistungen  (neun  von  78
beziehungsweise  11,5  Prozent),  Umwelt  (zehn von 113 beziehungsweise  8,8  Prozent),
Verkehr (neun von 123 beziehungsweise 7,3 Prozent), sowie Beschäftigungs- und Sozial-
politik (fünf von 75 beziehungsweise 6,7 Prozent). In diesen Bereichen ist der Binnen-
markt  unvollständig.  Mit  Ausnahme  der  Beschäftigungs-  und  Sozialpolitik,  wo  eine
Verbesserung um 0,1 Prozent zu verzeichnen ist, haben sich die Werte in den anderen
genannten Politikfeldern verschlechtert.

Eine positive Entwicklung kann bei der Anzahl der auf den Binnenmarkt  bezogenen
Vertragsverletzungsverfahren verzeichnet werden. Im Mai 2015 waren 749 Fälle anhängig
und damit so wenige wie nie zuvor; im Dezember 2015 betrug die Zahl noch 732. Hier
setzt sich der Trend fort, denn im Vergleich zu November 2014 (826 Fälle) sind fast 100
Vertragsverletzungsverfahren weniger offen. 125 Verfahren konnten in den letzten sieben
Monaten abgeschlossen werden, besonders in den Bereichen Verkehr (36 Verfahren weni-
ger), Umwelt (24) und Steuern (16). Auch der Durchschnitt in der Europäischen Union hat
sich damit von 27 auf 26 Fälle verbessert. Eine leichte Verschlechterung gab es allerdings
in Deutschland,  wo weiterhin 55 Verfahren (mit  acht  neuen und fünf abgeschlossenen
Verfahren) anhängig sind. Dadurch belegt Berlin nun den Spitzenplatz aller 28 Mitglied-
staaten und hat mit 55 Vertragsverletzungsverfahren mehr als doppelt so viele offene Fälle
wie der Durchschnitt. Gemeinsam mit Griechenland (50), Italien (50) Spanien (50) Frank-
reich (49) und Polen (44) sind diese Länder für 40 Prozent aller Vertragsverletzungsver-
fahren in der Europäischen Union verantwortlich. 109 neue Verfahren wurden eingeleitet.
33 Prozent dieser Verfahren betreffen dabei den Bereich Verkehr und 16,5 Prozent den
Bereich Umwelt. Die Dauer der Vertragsverletzungsverfahren ist im Vergleich zum letzten
Untersuchungszeitraum gestiegen. Durchschnittlich vergehen nun 30,7 Monate, während
es zuvor noch 29,1 waren. Dennoch konnten acht Staaten die Verfahrensdauer senken,
darunter auch Malta. Allerdings vergehen hier immer noch im Schnitt 51,2 Monate und
damit die längste Zeit in allen Mitgliedstaaten. Kroatien benötigt weiterhin die geringste
Zeit (7,6 Monate), allerdings hat sich die Dauer damit fast verdoppelt. Gemeinsam mit
Zypern sind es überhaupt nur diese beiden Länder, die die von der Europäischen Kommis-
sion ausgegebene Maximaldauer von 18 Monaten einhalten.

Digitaler Binnenmarkt

Im Bereich des digitalen Binnenmarkts konnten zwei Durchbrüche erzielt werden. Zum
15.  Juni  2017  wurden  die  Roaming-Gebühren  in  der  letzten  Stufe  und  nach  langen
Verhandlungen endgültig abgeschafft. Allerdings gelten hier einige Einschränkungen, die
von den  jeweiligen  Mobilfunkbetreibern  festgelegt  werden  können.  Dennoch stellt  die
Kommission sicher, dass hiermit kein unverhältnismäßiger Preisanstieg im Inland einher-
geht. Damit wird ein wichtiger Beitrag zur grenzüberschreitenden Nutzung von Dienstleis-
tungen  erreicht.  Ebenso  sollen  ab  dem ersten  Quartal  2018  kommerzielle  Streaming-
angebote nicht mehr dem so genannten „Geoblocking“ unterliegen und überall innerhalb
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der Europäischen Union genutzt werden können. Eine entsprechende Vorschrift war vom
Rat der Europäischen Union am 8. Juni 2017 verabschiedet worden.3 

Seitens der Kommission gibt es zudem Bestrebungen, im Zuge der Digitalisierung das
Urheberrecht anzupassen.4 Dabei soll  einerseits die Nutzung digitaler  Inhalte im allge-
meinen  Interesse  erleichtert  werden,  gleichzeitig  sollen  die  Rechteinhaber  angemessen
entschädigt  werden.  Der  Richtlinien-Entwurf  sieht  daher  vor,  dass  beispielsweise
Forschungseinrichtungen in großem Umfang digitale Inhalte kostenlos auswerten dürfen.
Gleichzeitig soll ein „Leistungsschutzrecht“ eingeführt werden, das sicherstellt, dass etwa
Suchmaschinen  nicht  ohne  Zustimmung von  Presseverlagen  Textausschnitte  aus  deren
Online-Angeboten  bei  den  Suchergebnissen  anzeigen  dürfen.  Dabei  ist  nach  wie  vor
umstritten, ob sich ein solches Leistungsschutzrecht tatsächlich, insbesondere finanziell,
für  die  Presseverlage  lohnt.  Kurz-  bis  mittelfristig  kommt  es  in  jedem Fall  zu  einer
Einschränkung, die die Nutzer ebenso trifft, wie die Verlage. Solange die Modalitäten des
Leistungsschutzes nicht  abschließend geklärt  sind,  werden die entsprechenden Texte in
den entsprechenden Suchmaschinen schlicht nicht mehr angezeigt und sind damit kaum
noch auffindbar. Das Rechtsetzungsverfahren hängt derzeit in der Schwebe, weil weder
der Rat noch das Parlament sich damit bislang abschließend befasst haben.

Europäischer Verbraucherschutz5

Zudem  wurde  im  Berichtszeitraum  ein  weiterer  Schritt  hin  zur  Europäisierung  des
Verbraucherschutzes unternommen.6 Am 25. Mai 2016 leitete die Europäische Kommis-
sion das Gesetzgebungsverfahren für eine Verordnung ein, die eine stärkere Zusammen-
arbeit  der  nationalen  Behörden  bei  der  Durchsetzung  von  Verbraucherschutzgesetzen
erzielen soll. Der Rat und der zuständige Ausschuss im Europäischen Parlament haben
dem Entwurf grundsätzlich zugestimmt. Die erste Lesung im Europäischen Parlament soll
im Oktober 2017 erfolgen.

Inhaltlich geht es vor allem darum, die Rechte der europäischen Verbraucher bei grenz-
überschreitendem Handel besser zu schützen. Die Kommission sieht dafür gemeinsame
oder koordinierte Aktionen der nationalen Verbraucherschutzbehörden, etwa durch gegen-
seitige  Auskunfts-  oder  Durchsetzungspflichten,  als  geeignetes  Instrument  an.  Hinzu
kommt, dass bei Verdachtsfällen künftig auch nichtstaatliche Verbraucherschutzorganisa-
tionen eine sogenannte Warnmeldung abgeben können.

Dienstleistungsfreiheit

Die Dienstleistungsfreiheit ist trotz der formalen Vollendung des Binnenmarkts eine der
Säulen, bei der häufig noch erhebliche Defizite auftreten. Bislang war hier vor allem der
Einheitliche Ansprechpartner7 die zentrale Instanz. Mit der elektronischen Dienstleistungs-
karte8 soll jetzt die Erbringung einer Dienstleistung in einem anderen EU-Mitgliedstaat,
insbesondere  im  Baugewerbe,  erleichtert  werden.  Dieser  Vorschlag  der  Europäischen

3 Rat der Europäischen Union: Portabilität von digitalen Diensten in der gesamten EU: Rat verabschiedet
neue Vorschriften, Pressemitteilung, 8.6.2017, Dok. 332/17. 

4 Centrum für  Europäische  Politik:  EU-Richtlinie.  Urheberrecht  im digitalen Binnenmarkt,  cepAnalyse
4/2017. 

5 Siehe auch den Beitrag „Gesundheits- und Verbraucherpolitik“ in diesem Buch.
6 European  Parliament:  Procedure  file  2016/0148(COD),  abrufbar  unter:  http://www.europarl.europa.eu/

oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2016/0148(COD)&l=en (letzter Zugriff: 29.8.2017).
7 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Einheitlicher Ansprechpartner, abrufbar unter: http://ww

w.bmwi-wegweiser.de/start/fr=ea#ea (letzter Zugriff: 29.8.2017).
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Kommission ist eher kritisch zu sehen. Obwohl das Ziel, die Dienstleistungsfreiheit  zu
stärken,  durchaus  zu  begrüßen  ist,  schafft  die  Dienstleistungskarte  nicht  nur  parallele
Strukturen, sondern baut zusätzliche bürokratische Hürden auf. Die nationalen Parlamente
mehrerer Mitgliedstaaten haben bereits ihre Bedenken hinsichtlich der Subsidiarität ge-
äußert.

Brexit9

Für die künftige Entwicklung des Binnenmarkts werden auch die Ergebnisse der Austritts-
verhandlungen zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich eine
gewichtige Rolle spielen. Neun Monate nach dem Referendum hat die britische Regierung
offiziell den Austritt  beantragt. Der Fahrplan für die weiteren Verhandlungen steht und
lange hat es danach ausgesehen, dass es zu einem „harten“ Brexit kommen würde. Nach
dem für die Conservative Party und vor allem für die Regierungschefin Theresa May eher
schwachen Wahlausgang zeigen sich die Briten etwas konzilianter. So zeichnet sich für das
Bleiberecht im Vereinigten Königreich lebender EU-Bürger bereits eine Einigung ab.

Inwieweit die Briten aber nach dem Austritt am europäischen Binnenmarkt partizipieren
werden, bleibt noch offen. Dabei ist gerade dies eine der zentralen Fragen für die Wirt-
schaft. Unter einer kompletten Abschottung, zu der es nicht kommen wird, würden beide
Seiten leiden. Schon jetzt stellen die laufenden Austrittsverhandlungen aber ein massives
Problem dar. Obwohl die Regeln des Binnenmarkts im Vereinigten Königreich noch voll-
umfänglich zur Anwendung kommen, sind zahlreiche unternehmerische Entscheidungen –
etwa über eine Niederlassung oder die Erweiterung eines Standorts, mit erheblichen Un-
sicherheiten behaftet.

Ausblick

Der Binnenmarkt ist zwar der Nukleus der europäischen Integration, bleibt aber trotz aller
Fortschritte bis auf Weiteres eine Dauerbaustelle. Obwohl jedes Jahr Fortschritte erzielt
werden, bleibt die tatsächliche Vollendung des gemeinsamen Marktes ein Fernziel. Das
liegt zum einen daran, dass die Mitgliedstaaten eine weitere Vertiefung – teils berechtigt,
teils aus nationalem Egoismus heraus – verhindern. Die Unvollkommenheit liegt aber auch
daran, dass viele Entwicklungen wie etwa die Digitalisierung schneller voranschreiten, als
Brüssel darauf reagieren kann. Gerade im Bereich der digitalen Agenda hinkt Europa der
Realität hinterher. Dabei wäre es gerade hier geboten, einen Rechtsrahmen zu setzen, der
innovative Entwicklungen nicht unterbindet sondern Europa gegenüber den Wettbewer-
bern aus Amerika und Asien stärkt.
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